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RECHT und FINANZEN

Hilfe aus der Krise – 
Landesbürgschaften 
und KfW-Kredite
FINANZIERUNG. Viele kleine und mittelständische Unterneh-
men (KMU), speziell Autozulieferer, stecken in der Liquiditäts-
klemme. Um das Risiko der Banken zu mindern, hat das Land  
Hessen die Konditionen für Betriebsmittelbürgschaften verbes-
sert. Die Bundesregierung richtete zusätzliche Finanzierungs-
instrumente über die KfW ein. 

DARÜBER INFORMIERTE die IHK 
Darmstadt im Rahmen ihrer Veranstal-
tung „Finanzierungsinstrumente in wirt-
schaftlich turbulenten Zeiten“ im Dezem-
ber 2008.

Die südhessischen Unternehmen 
blickten optimistisch in die Zukunft und 
wollten auch in Zeiten der Krise investie-
ren, zitierte Dr. Uwe Vetterlein, Hauptge-
schäftsführer der IHK Darmstadt, die Er-
gebnisse einer aktuellen IHK-Befragung 
für die anwesenden 125 Veranstaltungs-
teilnehmer. Allerdings seien die Banken 
zurückhaltender mit der Gewährung von 
Krediten. „Bürgschaften schaffen Liquidi-
tät, um auch in schwierigen Zeiten inves-
tieren zu können“ erklärte er. 

Silke Lautenschläger, Hessische So-
zialministerin, erläuterte die Grundzüge 
und Zielsetzungen des neuen „Sonder-
programms Betriebsmittelbürgschaften“: 
„Wir wollen KMU, insbesondere der Au-
tozulieferindustrie, im Rahmen unseres 
Sonderprogramms mit der Erhöhung der 
Bürgschaftsquote für Betriebsmittelkredi-
te von 60 auf 80 Prozent unter die Arme 
greifen“, erklärte sie. „Wir stellen zusätz-
lich 500 Millionen Euro bereit, um KMU 
aus der Liquiditätsklemme zu helfen und 
Arbeitsplätze für den Mittelstand zu si-
chern“ sagte Lautenschläger. 

Norbert Kadau, Geschäftsführer der 
Bürgschaftsbank Hessen (BBH), präsen-
tierte Details zu Abwicklung und Verfah-
ren von Ausfallbürgschaften. Zielsetzung 
sei es, gesunden Unternehmen mit uner-
wartetem Auftragsrückgang als Überbrü-

ckung Liquidität zur Verfügung zu stellen. 
„Wir freuen uns, dass wir die hessischen 
Unternehmen dank der schnellen Ent-
scheidung der Landesregierung noch stär-
ker unterstützen können“, sagte Kadau. 
„Das belegt einmal mehr, dass das stabile 
Bürgschaftsmodell eine gute Antwort auf 
bewegte Zeiten geben kann.“ 

Dr. Stefan Breuer, Direktor der KfW, 
stellte anschließend die KfW-Förderange-
bote im Rahmen des Maßnahmenpakets 
„Beschäftigungssicherung durch Wachs-
tumsstärkung“ der Bundesregierung vor. 
Er betonte die gute Zusammenarbeit mit 
den Banken: „Die Hausbanken und die 
KfW haben eingespielte Abstimmungs-
wege, so dass die KfW in der Regel binnen 
zwei bis vier Wochen über die Gewährung 
des Kredits entscheidet.“

Als in der darauf folgenden Fragerun-
de die unbefriedigende Kooperation eini-
ger Hausbanken bei der Durchleitung von 
Anträgen an BBH und KfW angesprochen 
wurde, bot Vetterlein auch hier die Unter-
stützung der IHK an. Anschließend konn-
ten Interessierte in kleiner Runde mit den 
Referenten weitere Fragen klären. 

Wann Unternehmen eine  
Landesbürgschaft bekommen

• Betriebsmittellinien müssen aus-
geschöpft sein

• Nennenswerter Eigenbeitrag der  
Gesellschafter

• In der Regel signifikanter, nicht saiso-
naler, Auftrags- oder Umsatzeinbruch 
von 25 Prozent

• Vorrangige Nutzung des Kurzarbeiter-
instruments, in der Regel kein Arbeits-
platzabbau

• Tragfähiges Geschäftsmodell

• Kapitaldienstfähigkeit

• In der Regel intaktes Eigenkapital; 
das heißt noch kein Unternehmen in 
Schwierigkeiten-Status

• Kreditinstitut mit Übernahme Eigen-
obligo 20 Prozent gefunden

Checkliste Bürgschaftsantrag

• Antrag (über Hausbank)

• Unternehmensrating

• Jahresabschlüsse der letzten drei  
Jahre

• Aktuelle Betriebswirtschaftliche  
Auswertung (BWA)

• Plan GuV laufendes Jahr und  
kommende zwei Jahre

• Liquiditätsplanung laufendes und 
kommendes Jahr

Norbert Kadau, Geschäftsführer der Bürg-
schaftsbank Hessen (BBH), stellt Abwicklung 
und Verfahren von Ausfallbürgschaften vor.

u INFORMATION: Karl-Dieter Weber,  
Geschäftsbereich Starthilfe und Unterneh-
mensförderung, Telefon: 06151 871-213,  
E-Mail: weberkd@darmstadt.ihk.de

u   Ausführliche Informationen zu den in der 
Veranstaltung vorgestellten Finanzierungsmit-
teln und einen TV-Beitrag zur Veranstaltung 
finden Sie im Internet unter www.darmstadt.
ihk24.de (Dokument-Nummer 16888).
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Das TV-Magazin der IHK  
Darmstadt Rhein Main Neckar

Die regionale Wirtschaft
    jetzt auch im TV-Format

bei rheinmain wirtschaft  I  22.00 Uhr Ausstrahlung jeden ersten Montag im Monat  I  Wiederholung in der gleichen Woche täglich werktags  

Die Themen im Februar: 

unter www.darmstadt.ihk24.de

u KONTAKT:
Investitionsbank Hessen, Niederlassung  
Wiesbaden, Abraham-Lincoln-Straße 38-42, 
65189 Wiesbaden, Dieter Kaps, Telefon: 0611 
774-7368, E-Mail: dieter.kaps@ibh-hessen.de  
u   www.ibh-hessen.de

Bürgschaftsbank Hessen GmbH, Abraham-
Lincoln-Straße 38-42, 65189 Wiesbaden,  
Georg Schmidt, Telefon: 0611 1507-36,  
E-Mail: schmidt@bb-h.de
u   www.bb-h.de

KfW Bankengruppe, Palmengartenstraße 
5-9, 60325 Frankfurt am Main, Servicehotline: 
0180 124 -1124, E-Mail: infocenter@kfw.de  
u   www.kfw-mittelstandsbank.de

Turbulente Zeiten, sichere Finanzierung:  
Das Auditorium lauscht gespannt.

KfW-Förderprogramm

• Die Bundesregierung stellte im Rah-
men ihres Maßnahmenpakets „Beschäf-
tigungssicherung durch Wachstumsstär-
kung“ 20 Milliarden Euro für KfW-Förder-
maßnahmen bereit. 

Davon sind für das „KfW-Sonderpro-
gramm 2009“ zur Unternehmensfinan-
zierung 15 Milliarden Euro vorgesehen. 
Freiberuflern und gesunden KMU mit ei-
nem Jahresumsatz von in der Regel we-
niger als 500 Millionen Euro wird damit 
trotz schwieriger Liquiditätssituation die 
Finanzierung von Investitionen und Be-
triebsmitteln ermöglicht. Die Kreditneh-
mer profitieren von einem 100-prozentigen 
Finanzierungsanteil und die Banken von 
der Option auf Haftungsfreistellung in Hö-
he von 90 Prozent bei der Finanzierung von 
Investitionen und 50 Prozent bei Betriebs-
mitteln. Pro Vorhaben werden maximal 50 
Millionen Euro gewährt. Die Kreditlaufzeit 
beträgt maximal fünf Jahre bei Betriebs-
mitteln und acht Jahre bei Investitionen. 

Mit dem „ERP-Innovationsprogramm“ 
stellt die KfW für 2009 ein zusätzliches Kre-
ditvolumen zur Förderung von Innovatio-
nen des Mittelstands bereit. 

Junge Technologieunternehmen wer-
den über den „ERP-Startfonds“ mit Betei-
ligungskapital unterstützt. 

Auch für das „ERP-Energieeffizienz-
programm“ zur Finanzierung von Ener-
gieeinsparungen bei KMU stellt der Bund 
2009 zusätzliche Mittel zur Verfügung. 

Sonderprogramm  
Betriebsmittelbürgschaften

• Die Hessische Landesregierung erhöh-
te für ihr „Sonderprogramm Betriebsmit-
telbürgschaften“ die Bürgschaftsquote 
für Betriebsmittelkredite von 60 auf 80 
Prozent. Außerdem wurde das Ministe-
rium der Finanzen durch das Unterneh-
mensstabilisierungsgesetz ermächtigt, 
Garantien und Bürgschaften bis zu einem 
Betrag von 500 Millionen Euro zulasten 
des Landes zu übernehmen. Das Land will 
dadurch gesunden Unternehmen in Zeiten 
der Krise die Kreditaufnahme erleichtern 
und das Risiko der Banken mindern. Ziel-
gruppe sind vor allem KMU, speziell die 
Autozulieferbranche. 

Bürgschaftsanträge können durch die 
Hausbank gestellt werden. Das Kreditins-
titut leitet diese bis zu einem Volumen von 
einer Million Euro an die Bürgschaftsbank 
Hessen (BBH) und Anträge für eine höhere 
Besicherung an die Investitionsbank Hes-
sen (IBH) weiter. Die Laufzeit der Bürg-
schaft beträgt fünf Jahre. 

Die Antragsprovision beträgt bei 
der Bürgschaftsbank 1,5 Prozent des zu 
verbürgenden Kredits bei einer Mindest-
provision von 500 Euro. Die jährliche 
Bürgschaftsprovision beträgt 1,5 Prozent 
jeweils zuzüglich der gesetzlichen Mehr-
wertsteuer. 

Bei der Investitionsbank Hessen (IBH) 
wird eine Antragsgebühr von einem Pro-
zent und eine jährliche Verwaltungsge-
bühr von einem Prozent des Kreditvolu-
mens in Ansatz gebracht. 
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